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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Le Conseil fédéral a approuvé en début d’année le mandat de négociation relatif aux
programmes européens d’éducation et de jeunesse. Le gouvernement a confié ce
mandat au secrétaire d’Etat Charles Kleiber, qui sera secondé par des représentants
d’autres offices et de la Conférence des directeurs cantonaux de l’instruction
publique. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 02.03.2007
ELIE BURGOS

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Bundesrat Couchepin fusionierte das Bundesamt für Bildung und Wissenschaft und die
Gruppe Wissenschaft und Forschung zum Staatssekretariat für Bildung und Forschung.
Dessen Leitung übernahm Staatssekretär Charles Kleiber. 2

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.09.2004
MAGDALENA BERNATH

Hochschulen

Noch vor der Präsentation des „Projet triangulaire“ hatte es in der
hochschulpolitischen Gerüchteküche zu brodeln begonnen. An der ETH Zürich waren
angesichts des Verteilkampfs um die Geldmittel zur Finanzierung der anstehenden
Reformen im ETH-Bereich Befürchtungen geäussert worden, der Genferseeraum werde
bevorzugt behandelt. Unmut machte sich im weiteren an der Lausanner
Architekturabteilung gegen die Pläne des neuen EPFL-Präsidenten, Patrick Aebischer,
bemerkbar. Aebischer, der auf den 1. März die Nachfolge von Jean-Claude Badoux
antreten sollte, wollte den im Entstehen begriffenen Lausanner Neubau, der die
Architekturabteilung als einzige noch in der Stadt verbleibende Sektion der EPFL in das
Hochschulgelände am Genfersee integrieren soll, teilweise der Biologie zuweisen, die
neu an der EPFL geführt werden wird. Statt auf den 1. März trat Aebischer den
Präsidentenposten erst gegen Ende des Monats an, da seine Wahl, aber auch seine
Nomination dreier Vizepräsidenten auf ungewöhnlich starke Opposition gestossen war
und eine regelrechte Krise an der EPFL ausgelöst hatte. Insbesondere der Nomination
von Stefan Catsicas – wie Aebischer ein Mediziner und im biotechnologischen Bereich
tätig – schlug von Seiten einer Mehrheit der Professorenschaft Widerstand entgegen –
unter anderem in Form eines Protestschreibens an Bundesrätin Dreifuss. Die
Biowissenschaften seien durch Aebischers Kommen überstürzt und ohne vorgängige
Konsultation der Betroffenen zum neuen Entwicklungsschwerpunkt an der EPFL
erkoren worden. Inakzeptabel sei es, dass dieser Schwerpunkt in der Schulleitung durch
Catsicas und Aebischer nun auch noch doppelt vertreten werde; Präsident und
Vizepräsident dürften nicht aus der gleichen Disziplin stammen. Mangelnde
Kommunikation und Intransparenz führten dazu, dass zahlreiche Presseberichte
teilweise den Eindruck entstehen liessen, die Hochschulpolitik werde von einem
kleinen, der Gentechnologie freundlich gesinnten Kreis um ETH-Rat-Präsident Francis
Waldvogel, Staatssekretär Kleiber sowie Aebischer und Catsicas selbst bestimmt. Als der
ETH-Rat Mitte März die drei Vizepräsidenten gemäss dem Vorschlag Aebischer wählte,
zeigte sich der Lehrkörper enttäuscht und forderte, dass im Rahmen der
Reorganisation künftig Transparenz bei der Zuteilung von Stellen und Finanzen
herrsche. 3

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 13.03.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

In seiner Erklärung zu den Jahreszielen 2001 des Bundesrates erwähnte
Bundespräsident Adolf Ogi unter anderem die Erarbeitung eines neuen
Hochschulartikels in der Bundesverfassung, mit welchem für Bund und Kantone eine
gemeinsame und umfassende Hochschulpolitik – die Bündelung der Kräfte und der
optimale Einsatz der Ressourcen – ermöglicht werden soll. Zur Ausarbeitung des neuen
Hochschulartikels hatte der Bundesrat eine zweistufige Projektorganisation eingesetzt,
wie dies von einer Motion der ständerätlichen WBK verlangt worden war. Unter der
Leitung vom Staatssekretär für Wissenschaft und Forschung, Charles Kleiber, soll eine

BERICHT
DATUM: 31.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Arbeitsgruppe bis März 2001 den Vernehmlassungsentwurf formulieren. An der
Jahrestagung der Schweizerischen Hochschulkonferenz (SHK) orientierte Kleiber über
die Ziele des neuen Artikels und unterstrich die Notwendigkeit einer Vereinheitlichung
des Hochschulbereichs, um eine grössere Durchlässigkeit sowie gemeinsame
Steuerungsorgane schaffen zu können. Mittels gleicher Entwicklungschancen für alle
Hochschulen seien künftig die bestmöglichen Rahmenbedingungen für Forschende und
Lehrende zu sichern. Die Mittelzuteilung müsse nach Qualität und einheitlichen
Kriterien erfolgen, ohne die Autonomie der einzelnen Hochschulen zu verletzen. 4

Im Mai informierte der Staatssekretär für Wissenschaft und Forschung, Charles Kleiber,
über die Pläne der Schweiz zur Umsetzung der Bologna-Deklaration. Das Bologna-
Abkommen war 1999 von der Schweiz unterzeichnet worden und soll mit der Einführung
einer dreijährigen Bachelor- und einer ein- bis zweijährigen Master-Stufe sowie eines
europaweit geltenden Kreditpunktesystems (ECTS) erleichterte Mobilität für
Studierende, Lehrende und Forschende sowie vergleichbare Ausbildungsstandards im
europäischen Raum schaffen. Die Teilnahme der Schweiz an diesem Projekt sei laut
Kleiber auch eine Chance für die Überprüfung und Modernisierung des
schweizerischen Hochschulsystems. Eine Vorreiterrolle nahm in diesem Rahmen die
Hochschule St. Gallen (HSG) ein, die als erste Hochschule der Schweiz ihr gesamtes
Studienangebot ab Herbst des Berichtsjahres auf das Bologna-Modell abstimmte. Im
Juli stimmte der ETH-Rat der Einführung von zweistufigen Studiengängen nach der
Gliederung von Bachelor- und Master-Stufen zu. Die neue Struktur wird zunächst an der
ETH Zürich (ETHZ) realisiert werden. Das Departement für Elektrotechnik der ETHZ wird
bereits Ende 2002 die ersten Bachelor-Titel verleihen können; ab 2002 soll in
mindestens acht weiteren Studiengängen das Modell eingeführt werden. Von Seiten der
FHS wurde hingegen eine Schlechterstellung derselben befürchtet, sollte das Bachelor-
Master-System künftig auch die universitären Studiengänge prägen. Ein FH-Abschluss
könne heute auf dem Arbeitsmarkt mit dem Lizentiat konkurrieren. Probleme werde es
jedoch bei Einführung der zweistufigen Studiengänge geben, wenn der Bachelor künftig
der FHS, der Master hingegen den Universitäten zugeschlagen werde. 5

MOTION
DATUM: 14.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Eine Arbeitsgruppe unter der Leitung von Staatssekretär Charles Kleiber hatte sich die
Optimierung der Universitätsmedizin im Rahmen eines Gesamtsystems zum Ziel
gesetzt. Im Vordergrund standen dabei die künftige Sicherstellung von Qualität und
Finanzierbarkeit der humanmedizinischen Fakultäten und Universitätsspitäler. Die
Arbeitsgruppe stellte zu diesem Zwecke die Zusammenführung der fünf medizinischen
Fakultäten in drei Einheiten (Zürich, Bern-Basel, Lausanne-Genf), ein gemeinsames
Finanzierungssystem sowie einheitliche Abgeltungsregelungen und
gesamtschweizerische Steuerungsorgane zur Debatte. Eine Motion Gysin (sp, BS),
welche die Erhaltung der bestehenden medizinischen Fakultäten von Basel, Bern,
Zürich, Lausanne und Genf in einer aufeinander abgestimmten Form als „Medizinische
Hochschule Schweiz“ sichern wollte, wurde vom Nationalrat abgelehnt. Wohl würde der
Vorstoss richtige Fragen aufwerfen, meinte – ganz im Sinne des Bundesrats – Felix
Gutzwiller (fdp, ZH) als Nationalrat und Mitglied einer der betroffenen medizinischen
Fakultäten; doch liefen die Forderungen der Motion nach der Superstruktur
„Medizinische Hochschule Schweiz“ den bereits laufenden Restrukturierungs- und
Kooperationsprozessen zuwider. Definitiv besiegelt wurde der Zusammenschluss der
veterinärmedizinischen Fakultäten der Universitäten Bern und Zürich unter dem Namen
Vetsuisse. 6

MOTION
DATUM: 04.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Zu Beginn des Jahres setzte eine Debatte um die Erhöhung von Studiengebühren ein.
Der von economiesuisse und Avenir Suisse unterstützte Arbeitskreis Kapital und
Wirtschaft schlug vor, diese von 1300 auf 5000 Fr. pro Jahr anzuheben, Stipendien und
staatliche Darlehen sollten sicherstellen, dass alle, unabhängig von ihrer finanziellen
Situation, an einer Universität oder Fachhochschule studieren könnten; denn der zur
Zeit kostengünstige Studienzugang komme eher einer Subventionierung von besser
gestellten Schichten gleich. Mit den zusätzlichen Mitteln könnten die Universitäten rund
800 neue Professuren schaffen. Der Verband der Schweizer Studierendenschaften
sprach sich gegen eine Erhöhung der Studiengebühren aus, da so der Zugang zu den
Hochschulen für sozial schlechter gestellte Personen erschwert werde. Auch solle das
bisherige Stipendiensystem nicht durch ein System von zwingend rückzahlbaren
Darlehen ersetzt werden. Der Verband der schweizerischen
Hochschulstudierendenschaften, in dem die beiden ETH und die Universität St. Gallen

ANDERES
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH
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organisiert sind, begrüsste hingegen den Vorschlag. Der Leiter des Staatssekretariats für
Bildung und Forschung, Charles Kleiber, sprach sich für nach Einkommensverhältnissen
gestaffelten Studiengebühren bei gleichzeitiger Erhöhung von Stipendien und Darlehen
aus; armen Studierenden sollten die Gebühren vollständig erlassen werden.
Grundsätzlich hielt er eine Verdoppelung der Semesterbeiträge für sinnvoll. Der neue
Präsident des ETH-Rates, Alexander Zehnder, plädierte für höhere Studiengebühren vor
allem für Masterlehrgänge, wo sich die Hochschulen ihre Studierenden selber
aussuchen sollten. Eine Umfrage bei Studierenden ergab, dass diese eine Erhöhung bis
maximal 2000 Fr. für akzeptabel hielten. Auf den September hin erhöhten ETHZ und
EPFL ihre Studiengebühren um 5% von 1100 auf 1160 Fr. pro Jahr. 7

Forschung

Mit der Annahme der sieben bilateralen Verträge mit der Europäischen Union (EU) in
der Volksabstimmung vom 21. Mai sagte die Schweizer Bevölkerung auch Ja zum kaum
bestrittenen Forschungsabkommen zwischen der Schweiz und der EU. Gesichert wurde
dadurch die Teilnahme am laufenden 5. EU-Forschungsprogramm sowie die
Mitgestaltung der Planung des 6. EU-Rahmenabkommens. In Gesprächen mit dem für
Forschung und Bildung zuständigen EU-Kommissar Philippe Busquin diskutierte
Staatssekretär Kleiber in Brüssel die Modalitäten für die Umsetzung der
Bildungsprogramme, falls diese wegen des noch hängigen Ratifikationsverfahrens mit
den 15 EU-Mitgliedstaaten nicht auf den 1.1.01 rechtswirksam werden könnten. Busquin
sicherte Kleiber eine angemessene – allenfalls informelle – Beteiligung der
interessierten Schweizer Stellen an der ab Herbst zu führenden Diskussion über die
Planung des 6. Forschungsprogrammes zu. 8

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 08.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Kurz vor Weihnachten gab das EDI seinen Entscheid hinsichtlich der Auswahl von
Nationalen Forschungsschwerpunkten (NFS) als neues Instrument für die langfristige
Forschungsförderung bekannt. Aus den ursprünglich 238 beim Nationalfonds
eingereichten Vorschlägen waren dem EDI nach einem strengen Auswahlverfahren nur
noch 18 vorselektierte Gesuche vorgelegt worden. Neun davon betrafen die
Naturwissenschaften und die Medizin, sechs die Gesellschaftswissenschaften sowie die
Geographie und drei weitere die technischen Wissenschaften. Zehn Gesuche wurden
schliesslich bewilligt, vier definitiv abgelehnt und vier vorläufig zurückgestellt. Obwohl
in der Vorauswahl unter den 18 Projekten noch vertreten, schaffte kein einziger sozial-
oder geisteswissenschaftlicher Vorschlag die letzte Hürde. Die zehn bewilligten NFS
stammten ausschliesslich aus den Lebens- und Umweltwissenschaften, der
Kommunikations- und Materialtechnologie sowie der Physik. Innenministerin Dreifuss
und Staatssekretär Kleiber mussten sich aufgrund dieses wissenschaftspolitisch heiklen
Entscheids geharnischte Proteste und Kritik gefallen lassen. In einem offenen Brief an
Dreifuss gaben Vertreterinnen und Vertreter der Geistes- und Sozialwissenschaften aus
der ganzen Schweiz ihrer Enttäuschung Ausdruck, wiesen das von Kleiber vorgebrachte
Argument, es fehlten Kriterien zur Beurteilung sozialwissenschaftlicher Forschung im
internationalen Wettbewerb, scharf zurück und verlangten Vorschläge für eine
nachhaltige Förderung der Geistes- und Sozialwissenschaften. Die zehn Schwerpunkte,
auf welche die für 2001 bis 2003 bereitgestellte Summe von 126 Mio Fr. verteilt werden
soll, laufen über zehn Jahre. Der Versuch des Nationalrats, einen Zusatzkredit von 60
Mio Fr. zur Finanzierung der vier zurückgestellten Gesuche durchzubringen, scheiterte.
Mit 93 zu 77 Stimmen hatte zwar die grosse Kammer im Rahmen der Beratungen zum
Voranschlag 2001 den einander identischen Anträgen der liberalen Fraktion und der SP-
Fraktion sowie der Ratsmitglieder Gadient (svp, GR) und Neirynck (cvp, VD) auf
Erhöhung des Budgets des Nationalfonds für den Zeitraum von 2001 bis 2003 um 60
Mio Fr. auf 365 Mio Fr. zugestimmt. Die Antragstellerinnen und Antragsteller hatten auf
den drohenden Verlust an Energie und Know-how hingewiesen, die in die Erarbeitung
der 18 Vorschläge investiert worden waren. Doch der Ständerat lehnte die Erhöhung des
Budgetpostens ab, nachdem sich Finanzminister Villiger heftig dagegen gewehrt hatte,
einem Betrag in dieser Höhe ohne vorherige Prüfung durch Bundesrat und zuständige
Kommission zuzustimmen. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Die Schweiz beteiligte sich finanziell am Wissenschaftskolleg in Berlin, das
renommierten Forscherinnen und Forschern aus einem internationalen Kreis die
Gelegenheit bietet, innerhalb eines akademischen Jahres ohne äusseren Druck über
selbstgewählte Themen forschen zu können. Die Internationalisierung von Wissenschaft
und Forschung sowie die Entwicklung eines europäischen Netzwerkes für
Spitzenforschung wurden von Staatssekretär Kleiber als zentrale Gründe für die
Beteiligung vorgebracht. 10

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Anfang Jahr diskutierte Staatssekretär Kleiber mit Mitgliedern der EU-Kommission die
künftige Zusammenarbeit innerhalb des entstehenden europäischen Bildungs- und
Forschungsraums. Zur Sprache kam die Assoziierung der Schweiz an das 7.
Rahmenforschungsprogramm der EU für die Jahre 2007-2013 sowie die volle
Teilnahme der Schweiz an den EU-Bildungsprogrammen ab 2007. Offen ist die Höhe
des von der Schweiz zu leistenden finanziellen Beitrags. Die EU-Kommission möchte
das Forschungsbudget im EU-Haushalt verdoppeln, was zur Folge hätte, dass sich auch
der Schweizer Beitrag von jährlich 220 Mio auf 440 Mio Fr. erhöhte. Mit dem neuen
Rahmenprogramm richtete die Kommission auch einen unabhängigen Europäischen
Forschungsrat (ERC) ein. Dieser übernimmt in der europäischen Forschung eine
vergleichbare Rolle wie in der Schweiz der Nationalfonds. Im Juli wurde der Schweizer
Nobelpreisträger Rolf Zinkernagel in den 22-köpfigen ECR gewählt. In seiner Antwort
auf eine Interpellation Randegger (fdp, BS) hielt der Bundesrat fest, dass eine
finanzpolitische Beurteilung der Konsequenzen der Beteiligung der Schweiz am 7.
Forschungsrahmenprogramm erst nach Vorliegen der Budgetentscheide der EU möglich
sei. Er betonte aber, dass die EU-Rahmenprogramme die nationale
Forschungsförderung und damit namentlich den SNF und die KTI grundsätzlich nicht
ersetzen könnten, da die Schweiz neben der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit
auch spezifische Anliegen an die Forschung habe. 11

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.07.2005
MAGDALENA BERNATH

Medien

Presse

Zu Beginn des Jahres 2014 vereinigte sich die Westschweizer Prominenz, darunter die
ehemaligen Bundesräte Micheline Calmy-Rey und Pascal Couchepin zum "Cercle des
amis du Temps", mit dem Ziel, einen passenden Käufer für die Westschweizer
Tageszeitung zu finden, um deren Fortbestand zu sichern. Ende des vorangegangenen
Jahres hatten Ringier und Tamedia bekannt gegeben, ihre Aktien von „Le Temps“
verkaufen zu wollen. Die bis dahin bereits über 700 Mitglieder zählende Gruppierung
unter der Leitung des ehemaligen Staatssekretärs Charles Kleiber und des Genfer alt-
Staatsrats Olivier Vodoz reichte Ende März bei den amtierenden Besitzern des
Traditionsblattes ein Angebot zum Kauf der Zeitung ein. Diese gingen jedoch nicht auf
das Angebot ein; Ringier entschloss sich zur Übernahme der Aktienanteile von Tamedia
(46,25%), womit das Verlagshaus neu über 92,5% der Aktien verfügt. Ein Verstoss gegen
das Kartellgesetz liege damit nicht vor, gab die WEKO im Spätsommer bekannt. Die
Übernahme durch Ringier verläuft für die überregionale Tageszeitung nicht ohne
Konsequenzen: Die Redaktion zieht von Genf nach Lausanne, wo sie zusammen mit den
sich bereits in Ringiers Besitz befindenden Magazinen "L'Hebdo" und "Edelweiss" in
einem sogenannten Newsroom untergebracht wird, um Synergien in Servicebereichen
besser zu nutzen. Die Aussage Ringiers, die Autonomie der drei Redaktionen werde
damit nicht angetastet, überzeugte die Freunde von "Le Temps" nicht. Sie zeigten sich
um Qualität und Unabhängigkeit der Zeitung besorgt und äusserten ihre Bereitschaft zu
erneuten Verhandlungen um eine Minderheitsbeteiligung. Erste, erfolglose
Verhandlungen hatten bereits im Frühjahr, kurz nach Ringiers Bekanntgabe der
Übernahme, stattgefunden. Nicht zufrieden mit den Restrukturierungen zeigte sich
auch der Chefredaktor von "Le Temps", Pierre Veya, der sein Amt Ende März 2015
niederlegen wird. Auf ihn folgt Stéphane Benoit-Godet, aktueller Chefredakteur beim
Wirtschaftsmagazin "Bilan". 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.01.2014
MARLÈNE GERBER

1) Exp., 2.3.07.
2) Presse vom 18.9.04.
3) 24h, 12.1.00; LT, 27.1. und 10.2.00; NZZ, 12.2.00; AB NR, 2000, S. 163; AB NR, 2000, S. 323; LT, 3.3. und 7.3.00; 24h, 8.3.00;
Presse vom 23.2., 24.2., 29.2., 1.3., 2.3., 10.3., 11.3. und 14.-17.3.00
4) AB NR, 2000, S. 1463 f.; AB SR, 2000, S. 896 f.; NZZ, 6.6.00; BaZ, 16.6.00.
5)  Interpellationen Bieri (cvp, ZG) und Riklin (cvp, ZH) (AB SR, 539 ff.; AB NR, 2001, S. 1448).; AZ, 21.5.01; SGT, 29.6.01; NZZ,
18.10. und 6.11.01.; Presse vom 11.5.01.; Presse vom 13.07.01; Presse vom 23.05.01.; Presse vom 23.5.01.49; Presse vom
28.06.01.
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